
  

 
 

Erklärung 
über die selbständige Abfassung einer schriftlichen Arbeit 

 
Diese Erklärung ist obligatorischer Bestandteil einer jeden schriftlichen Arbeit, die als Studienleis-
tung in einem der vom Institut für Anglistik und Amerikanistik angebotenen Studiengänge einge-
reicht wird. 
 
Hiermit versichere ich, ............................................................................... , Matrikel-Nr. .................. 

(vollständiger Name in Druckbuchstaben) 
 

die vorgelegte schriftliche Arbeit zum Thema 
................................................................................................................................................................ 
 
................................................................................................................................................................ 
 
im Rahmen der Lehrveranstaltung 
 
..................................................................................................................................... (WS / SS .........) 
 
selbständig verfasst zu haben und ausschließlich die angegebenen Quellen und Hilfsmittel verwen-
det sowie aus diesen entnommene Gedanken und Formulierungen in angemessener Form gekenn-
zeichnet zu haben. 
Des weiteren versichere ich, diese Arbeit weder in dieser noch in modifizierter Form bereits in einer 
anderen Lehrveranstaltung zum Erwerb eines Leistungsnachweises eingereicht zu haben. 
Mir ist bekannt, dass eine Arbeit, die nachweislich ein Plagiat gemäß der unten gegebenen Definiti-
on darstellt, als schwerer Verstoß gegen die Prüfungsordnung gewertet und in der Regel kein 
Nachweis über die Teilnahme an der betreffenden Lehrveranstaltung erteilt wird. Die Arbeit gilt in 
jedem Fall als mit ungenügend bewertet. Ich bin mir dessen bewusst, dass die Aufdeckung eines 
Plagiatsfalles zudem mit dem Ausschluss von der Erbringung weiterer Studienleistungen geahndet 
werden kann. 
 
Paderborn, den ..........................    ...............................................  

(Unterschrift) 
 
Plagiat 
Unter einem Plagiat versteht man die ungekennzeichnete oder nicht angemessen gekennzeichnete 
Übernahme von fremdem geistigen Eigentum unabhängig von dessen Herkunft (d.h. auch aus dem 
Internet) in eigene Arbeiten, und zwar einschließlich der Übernahme von über das Allgemeinwissen 
hinaus gehenden Fakten, Ideen, Argumenten oder spezifischen Formulierungen sowie deren Pa-
raphrasierung oder Übersetzung. Weitere Informationen zum Thema Plagiat finden sich unter:  
http://www.indiana.edu/~wts/pamphlets/plagiarism.shtml  
oder  
http://www.plagiarism.org/ 



 

Regelungen in den Prüfungsordnungen für den Zwei-Fach-Bachelor (allgemein) laut aktueller 
Prüfungsordnung vom 02. März 2006 

 
§ 13 

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß, Schutzvorschriften 
(4) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat das Ergebnis ihrer bzw. seiner Prüfungsleistung 

durch eine Täuschungshandlung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflus-
sen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Die tat-
sächliche Feststellung wird bei mündlichen Prüfungen von der jeweiligen Prüferin oder von 
dem jeweiligen Prüfer, bei schriftlichen Prüfungen von der oder dem Aufsichtführenden getrof-
fen und aktenkundig gemacht. Die Bewertung erfolgt durch den Prüfungsausschuss. Eine Kan-
didatin oder ein Kandidat, die bzw. der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann 
von der jeweiligen Prüferin bzw. dem jeweiligen Prüfer oder von der oder dem Aufsichtfüh-
renden in der Regel nach einer Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausge-
schlossen werden. In diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In 
schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von 
der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen. 

 
§ 17 

Bachelorarbeit 
(6) Die B.A.-Arbeit wird in der Regel in deutscher Sprache abgefasst. Sie kann nach Maßgabe der 

fachspezifischen Bestimmungen in einer anderen Sprache abgefasst werden. Die Entscheidung 
darüber wird gegebenenfalls mit der Themenstellung durch den Prüfungsausschuss getroffen. 
Die Arbeit hat inhaltlich und formal den fachlichen Richtlinien zu genügen. Die Arbeit muss 
ein Titelblatt, eine Inhaltsübersicht und ein Quellen- und Literaturverzeichnis enthalten. Die 
Stellen der Arbeit, die anderen Werken dem Wortlaut oder dem Sinn nach entnommen sind, 
müssen in jedem Fall unter Angabe der Quellen der Entlehnung kenntlich gemacht werden. Die 
Kandidatin oder der Kandidat fügt der Arbeit eine schriftliche Versicherung hinzu, dass sie o-
der er die Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat. Die Versicherung ist auch für Tabellen, 
Skizzen, Zeichnungen, bildliche Darstellungen usw. abzugeben. Auf § 92 Abs. 7 HG wird hin-
gewiesen. 

 
(7)  Die Bachelorarbeit darf nicht, auch nicht auszugsweise, für eine andere abgeschlossene Prü-

fung angefertigt sein. 
 

§ 27 
Aberkennung des Bachelorgrades 

Der Bachelorgrad wird aberkannt, wenn sich nachträglich herausstellt, dass er durch Täuschung 
erworben worden ist, oder wenn wesentliche Voraussetzungen für die Verleihung irrtümlich als 
gegeben angesehen worden sind. Über die Aberkennung entscheidet der Fakultätsrat. 

 



 

Regelungen zur Täuschung in den Prüfungsordnungen für den Masterstudiengang Linguistik 
und den Bachelorstudiengang Linguistik 

 
MA Linguistik:  

§ 14 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß, Schutzvorschriften 

(4) Täuscht ein Kandidatin oder ein Kandidat oder versucht sie oder er zu täuschen, gilt die 
betreffende Prüfungsleistung als mit „ungenügend“ (6,0) bzw. als mit „nicht bestanden“ 
bewertet. Führt eine Kandidatin oder ein Kandidat ein nicht zugelassenes Hilfsmittel mit sich, 
kann die betreffende Prüfungsleistung als mit „ungenügend“ bzw. als mit „nicht bestanden“ 
bewertet werden. Die Vorfälle werden von den jeweils Aufsichtsführenden aktenkundig 
gemacht. Die Feststellung gem. Satz 1 bzw. die Entscheidung gem. Satz 2 wird von dem 
jeweiligen Prüfenden getroffen. 

(7) In schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten 
von weiteren Prüfungsleistungen ausschließen. Täuschungshandlungen können gem. § 92 Abs. 
7 HG außerdem mit einer Geldbuße von bis zu 50.000€ geahndet werden und zur 
Exmatrikulation führen. 

 
§ 24 

Ungültigkeit der Masterprüfung 
(1) Hat eine Kandidatin bzw. ein Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache 

erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich 
die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin bzw. der 
Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht 
bestanden erklären. 

(4)  Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine 
Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach dem 
Datum des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.  

(5)  Ist die Masterprüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden, so ist der Mastergrad 
abzuerkennen und die Masterurkunde einzuziehen. 

 
§ 26 

Aberkennung des Mastergrades 
Der Mastergrad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich herausstellt, dass er durch Täu-
schung erworben ist, oder wenn wesentliche Voraussetzungen für die Verleihung irrtümlich als ge-
geben angesehen worden sind. Über die Aberkennung entscheidet der Fakultätsrat mit zwei Drittel 
seiner Mitglieder. 
 
BA Linguistik:  

§ 13  
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß, Schutzvorschriften 

(4)  Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das Ergebnis ihrer bzw. seiner Prüfungsleistung 
durch Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die 
betreffende Prüfungsleistung als mit "ungenügend" (6,0) bewertet.; die tatsächliche Feststel-
lung wird bei mündlichen Prüfungen von der jeweiligen Prüferin oder von dem jeweiligen Prü-
fer, bei schriftlichen Prüfungen von der oder dem Aufsichtführenden getroffen und aktenkun-
dig gemacht. Die Bewertung erfolgt durch den Prüfungsausschuss.  […] In schwerwiegenden 
Fällen kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidat von der Erbringung wei-
terer Prüfungsleistungen ausschließen. […] 

 



 

§ 27 
Ungültigkeit der Bachelorprüfung; Aberkennung des Bachelorgrades 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die No-
ten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin oder der Kandidat 
getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestan-
den erklären. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine 
Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Aus-
stellung des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 

(5)  Ist die Prüfung aufgrund einer Täuschung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden, ist der 
Bachelorgrad abzuerkennen und die Bachelorurkunde einzuziehen. Über die Aberkennung ent-
scheidet der Fakultätsrat. 

 
 
 

Regelungen zur Täuschung in der Lehramtsstudienordnung 
 
Zwischenprüfungsordnung § 6(3) 
Täuscht eine Kandidatin oder ein Kandidat oder versucht sie oder er zu täuschen, gilt die betreffen-
de Prüfungsleistung als mit „“ungenügend“ (6,0) bzw. als mit „nicht bestanden“ bewertet. Führt 
eine Kandidatin oder ein Kandidat ein nicht zugelassenes Hilfsmittel mit sich, kann die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „ungenügend“ bzw. als mit „nicht bestanden“ bewertet werden. Die Vor-
fälle werden von den jeweils Aufsichtsführenden aktenkundig gemacht. Die Feststellung gem. Satz 
1 bzw. die Entscheidung gem. Satz 2 wird von dem jeweiligen Prüfenden getroffen. 


